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G e g e n ü b e r s t e l l u n g  
 
Viertes Gesetz zur Änderung des Schulge-
setzes für das Land Nordrhein- 
Westfalen vom 15.12.2010  
(4. Schulrechtsänderungsgesetz) 
 
 
Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes 
 
Das Schulgesetz für das Land Nordrhein-West-
falen (Schulgesetz NRW - SchulG) vom 15. 
Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 17. Dezember 2009 
(GV. NRW. S. 863), wird wie folgt geändert: 
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen 
 
 
 
 
Schulgesetz für das Land Nordrhein- 
Westfalen (Schulgesetz NRW - SchulG) 

1. § 11 wird wie folgt geändert:  § 11 
Grundschule 
 
(1) Die Grundschule umfasst die Klassen 1 bis 
4. Sie vermittelt ihren Schülerinnen und Schü-
lern grundlegende Fähigkeiten, Kenntnisse und 
Fertigkeiten, führt hin zu systematischen For-
men des Lernens und legt damit die Grundlage 
für die weitere Schullaufbahn. Die Grundschule 
arbeitet mit den Eltern, den Tageseinrichtungen 
für Kinder und den weiterführenden Schulen 
zusammen. 
 
(2) Die Klassen 1 und 2 werden als Schulein-
gangsphase geführt. Darin werden die Schüle-
rinnen und Schüler nach Entscheidung der 
Schulkonferenz entweder getrennt nach Jahr-
gängen oder in jahrgangsübergreifenden Grup-
pen unterrichtet. Die Schulkonferenz kann frü-
hestens nach vier Jahren über die Organisation 
der Schuleingangsphase neu entscheiden. Die 
Schuleingangsphase dauert in der Regel zwei 
Jahre. Sie kann auch in einem Jahr oder in drei 
Jahren durchlaufen werden. 
 
(3) Die Klassen 3 und 4 sind aufsteigend ge-
gliedert. Sie können durch Beschluss der 
Schulkonferenz auf der Grundlage eines päda-
gogischen Konzeptes mit der Schuleingangs-
phase verbunden und jahrgangsübergreifend 
geführt werden. § 82 Abs. 2 bleibt unberührt. 

Absatz 4 erhält folgende Fassung:  
 

  

(4) Die Grundschule erstellt mit dem Halbjah-
reszeugnis der Klasse 4 auf der Grundlage des 
Leistungsstands, der Lernentwicklung und der 
Fähigkeiten der Schülerin oder des Schülers 
eine zu begründende Empfehlung für die Schul-
form, die für die weitere schulische Förderung 
geeignet erscheint. Ist ein Kind nach Auffas-
sung der Grundschule für eine weitere Schul-
form mit Einschränkungen geeignet, wird auch 

 (4) Die Grundschule erstellt mit dem Halbjah-
reszeugnis der Klasse 4 auf der Grundlage des 
Leistungsstands, der Lernentwicklung und der 
Fähigkeiten der Schülerin oder des Schülers 
eine zu begründende Empfehlung für die Schul-
form, die für die weitere schulische Förderung 
geeignet erscheint. Ist ein Kind nach Auffas-
sung der Grundschule für eine weitere Schul-
form mit Einschränkungen geeignet, wird auch 



 2

diese mit dem genannten Zusatz benannt. Die 
Eltern entscheiden nach Beratung durch die 
Grundschule über den weiteren Bildungsgang 
ihres Kindes in der Sekundarstufe I. 

diese mit dem genannten Zusatz benannt. Die 
Eltern entscheiden nach Beratung durch die 
Grundschule über den weiteren Bildungsgang 
ihres Kindes in der Sekundarstufe I, soweit nicht 
nach einer pädagogischen Prognose zu diesem 
Zeitpunkt dessen Eignung für die gewählte 
Schulform offensichtlich ausgeschlossen ist. 
Das in der Verantwortung der beteiligten Schu-
len und der Schulaufsicht liegende Übergangs-
verfahren wird in der Ausbildungsordnung ge-
regelt. Die abschließende Entscheidung über 
eine offensichtliche Nichteignung trifft das 
Schulamt auf der Grundlage eines Prognoseun-
terrichts. 
 

2. § 46 wird wie folgt geändert:  § 46 
Aufnahme in die Schule, Schulwechsel 
 
(1) Über die Aufnahme der Schülerin oder des 
Schülers in die Schule entscheidet die Schullei-
terin oder der Schulleiter innerhalb des vom 
Schulträger hierfür festgelegten Rahmens, ins-
besondere der Zahl der Parallelklassen pro 
Jahrgang. Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
kann vorübergehend Schülerinnen und Schüler 
als Gäste aufnehmen. Schülerinnen und Schü-
ler werden in der Regel zu Beginn des Schul-
jahres, in Weiterbildungskollegs zu Beginn des 
Schulhalbjahres in die Schule aufgenommen. 
 
(2) Die Aufnahme in eine Schule kann abge-
lehnt werden, wenn ihre Aufnahmekapazität 
erschöpft ist oder die Zahl der Anmeldungen die 
Mindestgröße unterschreitet. Besondere Auf-
nahmevoraussetzungen und Aufnahmeverfah-
ren für einzelne Schulstufen oder Schulformen 
sowie Aufnahmekriterien bei einem Anmelde-
überhang können in der jeweiligen Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung geregelt werden. 

Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
 

  

(3) Jedes Kind hat einen Anspruch auf Aufnah-
me in die seiner Wohnung nächstgelegene 
Grundschule der gewünschten Schulart in sei-
ner Gemeinde im Rahmen der vom Schulträger 
festgelegten Aufnahmekapazität, soweit der 
Schulträger keinen Schuleinzugsbereich gebil-
det hat. 

 (3) Jedes Kind hat einen Anspruch auf Aufnah-
me in die seiner Wohnung nächstgelegene 
Grundschule der gewünschten Schulart in sei-
ner Gemeinde im Rahmen der vom Schulträger 
festgelegten Aufnahmekapazität.  
 
(4) Jeder Ausbildungsbetrieb hat den Anspruch, 
dass seine Auszubildenden zur Erfüllung der 
Schulpflicht das zum Ausbildungsbetrieb 
nächstgelegene Berufskolleg besuchen, in dem 
eine entsprechende Fachklasse eingerichtet ist. 
Mit Einverständnis des Ausbildungsbetriebs 
kann eine Auszubildende oder ein Auszubil-
dender ein anderes, insbesondere wohnortnä-
heres Berufskolleg, an dem eine entsprechende 
Fachklasse eingerichtet ist, im Rahmen der  
Aufnahmekapazität besuchen. § 84 bleibt unbe-
rührt. 
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(5) Schülerinnen und Schülern, die in ihrer Ge-
meinde eine Schule der gewünschten Schul-
form nicht besuchen können, darf die Aufnahme 
in die Schule einer anderen Gemeinde nicht 
deshalb verweigert werden, weil die Eltern dort 
nicht wohnen. 
 
(6) Die Schulaufsichtsbehörde kann eine Schü-
lerin oder einen Schüler nach Anhörung der 
Eltern und der beteiligten Schulträger einer be-
stimmten Schule am Wohnort oder in einer an-
deren Gemeinde zuweisen. Dies gilt insbeson-
dere, wenn eine schulpflichtige Schülerin oder 
ein schulpflichtiger Schüler nicht in eine Schule 
der gewählten und der Eignung entsprechen-
den Schulform aufgenommen worden ist. 
 
(7) Eine Schülerin oder ein Schüler, die oder 
der die Schule wechselt, wird im Rahmen der 
Verweildauer in die Schulstufe, die Schulform 
und die Klasse oder Jahrgangsstufe aufge-
nommen, die dem bisherigen Bildungsgang und 
dem Zeugnis entsprechen. Näheres zum Schul-
formwechsel bestimmen die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen. 
 
(8) In der Sekundarstufe I prüft die Schule ge-
mäß § 13 Abs. 3 und nach Maßgabe der Aus-
bildungs- und Prüfungsordnung im Rahmen der 
jährlichen Versetzungsentscheidung, ob den 
Eltern leistungsstarker Schülerinnen und Schü-
ler der Hauptschule der Wechsel ihres Kindes 
zur Realschule oder zum Gymnasium und den 
Eltern leistungsstarker Schülerinnen und Schü-
ler der Realschule der Wechsel ihres Kindes 
zum Gymnasium zu empfehlen ist. 
 

3. § 49 wird wie folgt geändert:  § 49 
Zeugnisse, Bescheinigungen über die Schul-
laufbahn 
 
(1) Schülerinnen und Schüler erhalten am Ende 
des Schuljahres und in der Regel am Ende des 
Schulhalbjahres oder des entsprechenden Aus-
bildungsabschnittes ein Zeugnis über die er-
brachten Leistungen oder eine Bescheinigung 
über die Schullaufbahn. Schülerinnen und 
Schüler, die die Schule verlassen, erhalten 
 
1. ein Abschlusszeugnis, wenn nach Erfüllung 

der Schulpflicht in der Sekundarstufe I oder II 
ein Abschluss erworben wurde, 

 
2. ein Abgangszeugnis, wenn eine Schule nach 

Erfüllung der Schulpflicht ohne Abschluss 
verlassen wird, 

 
3. ein Überweisungszeugnis, wenn sie inner-

halb einer Schulstufe die Schule wechseln; 
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auf Überweisungszeugnissen sind erworbene 
Abschlüsse und Berechtigungen zu vermer-
ken. 

Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 

  

(2) Neben den Angaben zum Leistungsstand 
werden in Zeugnissen und in Bescheinigungen 
über die Schullaufbahn  die entschuldigten und 
unentschuldigten Fehlzeiten aufgenommen. 
Ferner können nach Entscheidung der Verset-
zungskonferenz Aussagen zum Arbeits- und 
Sozialverhalten aufgenommen werden. Die 
Schulkonferenz stellt Grundsätze zu einer ein-
heitlichen Handhabung der Aussagen auf. Die 
Aufnahme der Fehlzeiten und der Aussagen 
zum Arbeits- und Sozialverhalten entfällt bei 
Abschluss- und Abgangszeugnissen.  
 
 
Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt. 
 
(3) Nach Entscheidung der Zeugnis- oder Ver-
setzungskonferenz werden weitere Bemerkun-
gen über besondere Leistungen und besonde-
ren persönlichen Einsatz im außerunterrichtli-
chen Bereich in Zeugnissen und in Bescheini-
gungen über die Schullaufbahnen aufgenom-
men. Auf Wunsch der Schülerin oder des Schü-
lers können ebenfalls außerschulische ehren-
amtliche Tätigkeiten gewürdigt werden. In Ab-
schluss- und Abgangszeugnissen beziehen sich 
die Bemerkungen auch auf die gesamte Schul-
laufbahn. 

 (2) Soweit in den Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen nichts anderes bestimmt ist, werden 
neben den Angaben zum Leistungsstand in 
Zeugnisse und in Bescheinigungen über die 
Schullaufbahn aufgenommen:  
 
1. die entschuldigten und unentschuldigten 

Fehlzeiten, 
2. Aussagen zum Arbeitsverhalten und zum 

Sozialverhalten, denen die Notenstufen „sehr 
gut“, „gut“, „befriedigend“ und „unbefriedi-
gend“ zu Grunde gelegt werden und die nach 
Entscheidung der Zeugnis- oder Verset-
zungskonferenz durch eine Beschreibung er-
gänzt werden können; die Schulkonferenz 
entscheidet, ob die Aussagen zum Arbeits-
verhalten und zum Sozialverhalten an der 
Schule durch Beschreibungen ergänzt wer-
den sollen und stellt Grundsätze für eine ein-
heitliche Handhabung auf,  

3. nach Entscheidung der Zeugnis- oder Ver-
setzungskonferenz weitere Bemerkungen 
über besondere Leistungen und besonderen 
persönlichen Einsatz im außerunterrichtli-
chen Bereich. Auf Wunsch der Schülerin 
oder des Schülers können ebenfalls außer-
schulische ehrenamtliche Tätigkeiten in 
Zeugnissen und in Bescheinigungen über die 
Schullaufbahnen gewürdigt werden. In Ab-
schluss- und Abgangszeugnissen beziehen 
sich Bemerkungen nach dieser Nummer 
auch auf die gesamte Schullaufbahn. 

 
Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.  (3) Zeugnisse, die zerstört oder abhanden ge-

kommen sind, können durch eine Bescheini-
gung der oberen Schulaufsichtsbehörde ersetzt 
werden, wenn bei der Schule keine oder nur 
noch unvollständige Zeugnisunterlagen vorhan-
den sind. Die Voraussetzungen für die Ausstel-
lung der Bescheinigung sind von einer Person, 
die auf Grund ihrer dienstlichen Stellung von 
der Ablegung der Prüfung oder dem Erwerb des 
Befähigungsnachweises Kenntnis hat, durch 
Versicherung an Eides Statt vor der oberen 
Schulaufsichtsbehörde zu bestätigen. Die Vor-
aussetzungen können auch durch Versicherung 
an Eides Statt vor der oberen Schulaufsichts-
behörde von zwei Personen bestätigt werden, 
die von der Ablegung der Prüfung oder dem 
Erwerb des Befähigungsnachweises eigene 
Kenntnis haben. 
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4. § 66 SchulG wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
Abs. 1 Buchstabe c) erhält folgende Fassung: 
 
c) mehr als 500 Schülerinnen und Schüler 18 
Mitglieder 

 § 66 
Zusammensetzung der Schulkonferenz 
(1) Die Schulkonferenz hat bei Schulen mit  

a) bis zu 200 Schülerinnen und Schülern 6 Mit-
glieder, an Berufskollegs 12 Mitglieder, 

b) bis zu 500 Schülerinnen und Schülern 12 
Mitglieder, 

c) mehr als 500 Schülerinnen und Schülern 18 
Mitglieder, an Schulen mit Sekundarstufe I 
und II 20 Mitglieder. 

 
(2) Die Schulkonferenz kann mit den Stimmen 
von zwei Dritteln ihrer Mitglieder eine Erhöhung 
der Mitgliederzahl beschließen, wobei das Ver-
hältnis der Zahlen nach Absatz 3 zu wahren ist. 
 

Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

2. an Schulen der Sekundarstufe I, an Schu-
len mit Primarstufe und Sekundarstufe I so-
wie an Schulen der Sekundarstufe I und II 1 : 
1 : 1  

 
b) Nummer 4 wird gestrichen 
 
c) die bisherige Nummer 5 wird Nummer 4 

 (3) Mitglieder der Schulkonferenz sind die 
Schulleiterin oder der Schulleiter sowie die ge-
wählte Vertretung der Lehrerinnen und Lehrer, 
Eltern, Schülerinnen und Schüler im Verhältnis 
Lehrerinnen und Lehrer : Eltern : Schülerinnen 
und Schüler 
 
1. an Schulen der Primarstufe 1 : 1 : 0 
2. an Schulen der Sekundarstufe I sowie an 

Schulen mit Primarstufe und Sekundarstufe I 
3 : 2 : 1 

3. an Schulen der Sekundarstufe II 3 : 1 : 2 
4. an Schulen der Sekundarstufe I und II 2 : 1 : 

1 
5. an Weiterbildungskollegs und dem Kolleg für 

Aussiedlerinnen und Aussiedler 1 : 0 : 1. 
 
(4) An Berufskollegs mit bis zu 500 Schülerin-
nen und Schülern gehören der Schulkonferenz 
je ein Mitglied als Vertreterin oder Vertreter der 
Ausbildenden und der Auszubildenden mit 
Stimmrecht sowie je ein weiteres Mitglied als 
Vertreterin oder Vertreter der Ausbildenden und 
der Auszubildenden mit beratender Stimme an. 
An Berufskollegs mit mehr als 500 Schülerinnen 
und Schülern gehören der Schulkonferenz je 
zwei Mitglieder als Vertreterinnen und Vertreter 
der Ausbildenden und der Auszubildenden mit 
Stimmrecht an. Die Mitglieder mit Stimmrecht 
werden auf die Zahl der Vertreterinnen und Ver-
treter der Eltern und der Schülerinnen und 
Schüler gemäß den Absätzen 1 und 3 ange-
rechnet. Die Vertretung der Ausbildenden wird 
von der zuständigen Stelle gemäß § 71 des 
Berufsbildungsgesetzes benannt. Die im Bezirk 
der zuständigen Stelle bestehenden Gewerk-
schaften und selbstständigen Vereinigungen 
von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspoliti-
scher Zwecksetzung benennen die Vertretung 
der Auszubildenden. 
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(5) Die oder der Vorsitzende der Schulpfleg-
schaft und die Schülersprecherin oder der 
Schülersprecher sind jeweils unter Anrechnung 
auf die Zahl der Vertreterinnen und Vertreter 
der Eltern und der Schülerinnen und Schüler 
gemäß den Absätzen 1 und 3 Mitglieder der 
Schulkonferenz, sofern sie dies nicht ablehnen. 
 
(6) Die Schulleiterin oder der Schulleiter führt 
den Vorsitz in der Schulkonferenz. Sie oder er 
hat, ebenso wie im Falle der Verhinderung die 
ständige Vertretung, kein Stimmrecht. Abwei-
chend hiervon gibt bei Stimmengleichheit ihre 
oder seine Stimme den Ausschlag. Die ständige 
Vertretung und die Verbindungslehrerinnen und 
-lehrer nehmen beratend an der Schulkonferenz 
teil. 
 
(7) Die Schulkonferenz kann Vertreterinnen und 
Vertreter schulergänzender Angebote und Per-
sonen aus dem schulischen Umfeld als bera-
tende Mitglieder berufen. 
 

5. § 76 Satz 3 Nummer 3 SchulG wird wie folgt 
geändert und erhält folgende Fassung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Festlegung von Schuleinzugsbereichen, 
 

 § 76 
Mitwirkung beim Schulträger 
 
Schule und Schulträger wirken bei der Entwick-
lung des Schulwesens auf örtlicher Ebene zu-
sammen. Die Schule ist vom Schulträger in den 
für sie bedeutsamen Angelegenheiten rechtzei-
tig zu beteiligen. Hierzu gehören insbesondere: 
1. Teilung, Zusammenlegung, Änderung und 

Auflösung der Schule, 
2. Aufstellung und Änderung von Schulentwick-

lungsplänen, 
3. Festlegung von Schuleinzugsbereichen für 

Förderschulen, 
4. räumliche Unterbringung und Ausstattung der 

Schule sowie schulische Baumaßnahmen, 
5. Schulwegsicherung und Schülerbeförderung, 
6. Zusammenarbeit von Schulen und anderen 

Bildungseinrichtungen, 
7. Umstellung auf die Ganztagsschule, 
8. Einrichtung des Gemeinsamen Unterrichts, 
9. Teilnahme an Schulversuchen. 
 

6. § 84 wird wie folgt geändert: 
 
Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„§ 84 Schuleinzugsbereiche“ 
 
Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Für jede öffentliche Schule kann der Schul-
träger durch Rechtsverordnung ein räumlich 
abgegrenztes Gebiet als Schuleinzugsbereich 

 § 84 
 
Schuleinzugsbereiche der Förderschulen, 
Bezirksfachklassen und bezirksübergreifen-
de Fachklassen der Berufsschulen 
 
 
(1) Für Förderschulen kann der Schulträger 
durch Rechtsverordnung ein räumlich abge-
grenztes Gebiet als Schuleinzugsbereich bil-
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bilden. Eine Schule kann die Aufnahme einer 
Schülerin oder eines Schülers ablehnen, wenn 
sie oder er nicht im Schuleinzugsbereich wohnt 
und keinen wichtigen Grund für den Besuch der 
Schule darlegt. § 46 Abs. 4 und 5 bleiben unbe-
rührt.  

den. Eine Schule kann die Aufnahme einer 
Schülerin oder eines Schülers ablehnen, wenn 
sie oder er nicht im Schuleinzugsbereich wohnt 
und keinen wichtigen Grund für den Besuch der 
Schule darlegt. 
 
(2) Für Berufsschulen kann die obere Schulauf-
sichtsbehörde durch Rechtsverordnung für ein-
zelne Ausbildungsberufe Bezirksfachklassen 
bilden, wenn die Schülerzahlen im Einzugsbe-
reich eines Schulträgers gemäß der Verordnung 
zur Ausführung des § 93 Abs. 2 für die Fach-
klassenbildung nicht ausreichen. Die beteiligten 
Schulträger sind anzuhören. 
 
(3) Sofern Bezirksfachklassen innerhalb eines 
Regierungsbezirks nicht gebildet werden kön-
nen, bildet das Ministerium durch Rechtsver-
ordnung für ein räumlich abgegrenztes Gebiet 
bezirksübergreifende Fachklassen. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 
 
Hiervon abweichend tritt Artikel 1 Ziffer 4 am 01. 
August 2011 in Kraft. 

  

 


